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Drucksache VI/ 727 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. Mai 1970 

III/l - 68070- E- Au 10/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier; Handelspolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates betreffend die Ein- 
führung eines gemeinsamen Verfahrens für die autonome 
Erhöhung der Einfuhr von Erzeugnissen in die Gemein- 
schaft, die in den Ausfuhrländern Gegenstand von Ausfuhr- 
selbstbeschränkungen sind. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 22. April 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beige- 
fügt. 


Brandt 


Druck: Budidrudcerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Ratsverordnung 
betreffend die Einführung eines gemeinsamen Verfahrens für die 
autonome Erhöhung der Einfuhr von Erzeugnissen in die Ge- 
meinschaft, die in den Ausfuhrländern Gegenstand von Ausfuhr- 
selbstbeschränkungen sind 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
seinen Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Einige Drittländer übernehmen gegenüber der 
Gemeinschaft die Verpflichtung, die Ausfuhr von 
gewissen Erzeugnissen zu beschränken. 

Nichtsdestoweniger kann es sich als erforderlich 
erweisen, autonom die Einfuhr solcher Erzeugnisse 
in die Gemeinschaft zu erhöhen. 

Es erweist sich dabei als notwendig, ein einheit- 
liches Verfahren einzuführen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Sieht ein zwischen der Gemeinschaft und einem 
Drittland geschlossenes Abkommen die Anwen- 
dung einer Ausfuhrselbstbeschränkung des 
Drittlandes gegenüber der Gemeinschaft vor und 


beschließt die Gemeinschaft autonom, die Ein- 
fuhren des in Frage stehenden Erzeugnisses zu 
erhöhen, so wird diese Entscheidung gemäß dem 
in Artikel 11 der Ratsverordnung betreffend die 
Einführung eines gemeinsamen Verfahrens für 
die Verwaltung der Mengenkontingente und un- 
ter Berücksichtigung folgender Gesichtspunkte 
getroffen: 

a) der Erfordernisse der autonomen und ver- 
traglichen WirtschaftS“ und Handelspolitik; 

b) der in der Gemeinschaft für die in Frage 
stehenden Erzeugnisse bestehenden Markt- 
situation; 

c) des Interesses an der Einhaltung der durch 
den Abschluß des Abkommens mit dem Dritt- 
land verfolgten Ziele. 

2. Die Kommission wird beauftragt, die Entschei- 
dung dem interessierten Drittland zu notifizie- 
ren. 


Artikel 2 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, den 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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